
Beschlussvorlage Bürgerschaft
 Vorlage Nr.: B 0052/2026

öffentlich
 
 

Titel: Kommunaler Wärmeplan
 
 

Federführung:  Amt 60 Amt für Planung und Bau Datum: 31.07.2026

Bearbeiter: Raith, Frank-Bertolt, Dr.

  

 
 

Beratungsfolge Termin  

OB-Beratung 21.09.2026  
Ausschuss für Bau, Umwelt, 
Klimaschutz und 
Stadtentwicklung

30.09.2026  

Bürgerschaft 08.10.2026  

 
 
 
 
Sachverhalt:
 
Das Gesetz für die Wärmeplanung und zur Dekarbonisierung der Wärmenetze 
(Wärmeplanungsgesetz, WPG) verpflichtet Kommunen mit < 100.000 Einwohnenden, bis 
Ende Juni 2028 eine strategische Planung zur Wärmeversorgung zu entwickeln. Der 
Kommunale Wärmeplan ist künftig alle fünf Jahre zu überprüfen und ggfs. zu aktualisieren, 
um Fortschritte bei der Umsetzung dokumentieren und flexibel auf technische, wirtschaftliche
und politische Entwicklungen reagieren zu können.
 
Die Hansestadt Stralsund hat gemeinsam mit den Stadtwerken Stralsund in den 
vergangenen Monaten einen Wärmeplan zur nachhaltigen, klimaschonenden 
Wärmeversorgung erstellt. Die Kosten für die Erstellung des Wärmeplans wurden mit 90 % 
Fördermitteln des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie gefördert, der 
entsprechende Antrag der Hansestadt Stralsund wurde am 13.02.2024 bewilligt.
 
Der Kommunale Wärmeplan verfolgt folgende Ziele: Sicherung der Wärmeversorgung, 
Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien, Reduzierung von CO -Emissionen und 
gleichzeitige Minimierung der Kosten für Stadt und Bürgerinnen und Bürger insbesondere 
angesichts steigender Energiepreise und CO -Kosten. So trägt etwa die Errichtung von 
Wärmeerzeugungsanlagen im Stadtgebiet auf Grundlage von erneuerbaren Energien auch 
zur Unabhängigkeit der Stadt von globalen Energie- und Rohstoffmärkten bei.
 
Der Kommunale Wärmeplan stellt ein strategisches, rechtlich nicht bindendes 
Planungsinstrument dar. Er dient dazu, den Weg zu einer perspektivisch 
treibhausgasneutralen Wärmeversorgung aufzuzeigen.
 
Die Regelungswirkung des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) entfaltet sich dabei nicht 
unmittelbar mit dem Beschluss bzw. der Veröffentlichung des Kommunalen Wärmeplans. 
Erst weiterführende Planungen, etwa eine auf Grundlage des Wärmeplans in einem 
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gesonderten Verfahren getroffene Entscheidung über die Ausweisung von Gebieten zum 
Neu- oder Ausbau eines Wärmenetzes oder als Wasserstoffnetzausbaugebiet, lösen die 
Verpflichtung gemäß § 71 Absatz 8 GEG zur Nutzung von 65 Prozent erneuerbarer Energien
innerhalb der festgelegten Gebietskulisse aus.
 
Die Erstellung des Wärmeplans erfolgte in Zusammenarbeit mit den Stadtwerken Stralsund, 
die für spezielle Fachleistungen weitere externe Fachdienstleister eingebunden haben.
 
Kernpunkte sind:
 

 Erhebung und Analyse des Bestands an Wärmeversorgung und Heizsystemen

 Identifikation von Potenzialen für Wärmenetze und erneuerbare Energien

 Entwicklung von Maßnahmen zur klimafreundlichen Wärmeversorgung

 Ableitung von Handlungsoptionen für die Stadt und weitere Akteure
 
Der Kommunale Wärmeplan liefert der Hansestadt Stralsund und den Stadtwerken Stralsund
nun eine fundierte Entscheidungsgrundlage für den Ausbau und die Optimierung der 
bestehenden Wärmeinfrastruktur. Für die Bürgerinnen und Bürger zeigt der Wärmeplan 
bereits bestehende und vor allem zukünftig geplante Möglichkeiten der Wärmeversorgung in 
den einzelnen Stadtgebieten auf. Das Ausbaukonzept des Wärmeplans wird zudem eine 
wesentliche Planungsgrundlage für die mittel- und langfristige Stadtentwicklung darstellen.
 
Damit unterstützt der Wärmeplan sowohl strategische als auch operative Entscheidungen 
der Stadt und ihrer Partner bei der zukünftigen Ausrichtung der Wärmeversorgung.
 
 
Lösungsvorschlag:
 
Die Bürgerschaft bestätigt den von der Hansestadt Stralsund und den Stadtwerken Stralsund
erarbeiteten Kommunalen Wärmeplan Stand 11/2025.
 
 
Alternativen:
 
Die Bürgerschaft bestätigt den vorliegenden Wärmeplan nicht bzw. stellt die 
Beschlussfassung bis 2028 zurück. Die Hansestadt Stralsund muss nach § 4 
Wärmeplanungsgesetz als Gemeindegebiet mit weniger als 100.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern grundsätzlich erst bis zum 30.06.2028 einen Wärmeplan erstellen. Dennoch 
wird dringend empfohlen, den vorliegenden Wärmeplan bereits jetzt zu beschließen und 
anschließend zu veröffentlichen.
 
Grund hierfür ist, dass der Schutz für bundesgeförderte konzipierte Wärmepläne nach § 5 
Abs. 2 Wärmeplanungsgesetz nur greift, wenn der Wärmeplan bis zum 31.12.2026 erstellt 
und veröffentlicht wird. Da nach § 23 Abs. 3 Wärmeplanungsgesetz der Wärmeplan 
zunächst beschlossen und anschließend im Internet veröffentlicht wird, ist ein Beschluss vor 
Ablauf dieser Frist erforderlich.
 
Ohne fristgerechten Beschluss und Veröffentlichung liegt kein Wärmeplan vor. Damit wären 
insbesondere folgende Risiken verbunden:
 
 Die mögliche zusätzliche Landeserstattung nach § 11 Abs. 3 WPGAusfLVO M-V in Höhe 

von überschlägig 47.410 Euro setzt den Bestandsschutz nach § 5 Abs. 2 WPG voraus. 
Ohne fristgerechten Beschluss und Veröffentlichung bis zum 31.12.2026 könnte diese 
konkrete Erstattung nach aktueller Rechtslage nicht beantragt werden.

 Es könnte nicht ausgeschlossen werden, dass der Fördermittelgeber prüft, ob der 
Förderzweck der NKI-Förderung erreicht wurde oder ob eine Rückabwicklung bzw. ein 
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Widerruf der Förderung in Betracht kommt. Fördermittelrechtlich betroffen wäre der nach 
aktuellem Abrechnungsstand voraussichtlich tatsächlich zustehende Bundeszuschuss in 
Höhe von 430.127,91 Euro.

 Bei einer späteren Beschlussfassung wäre der vorliegende Wärmeplan nicht lediglich zu 
einem späteren Zeitpunkt erneut vorzulegen. Vielmehr müsste das Verfahren 
voraussichtlich erneut bzw. ergänzend nach den dann vollständig geltenden 
Anforderungen des Wärmeplanungsgesetzes und der 
Wärmeplanungsausführungslandesverordnung M-V abgesichert werden. Dies würde 
zusätzlichen Verwaltungs-, Abstimmungs-, Beteiligungs- und Dokumentationsaufwand 
auslösenV. Der Beschluss des bereits vorliegenden Wärmeplans bis zum 31.12.2026 
vermeidet diesen zusätzlichen Aufwand weitgehend.

 
 
Beschlussvorschlag:
 
Die Bürgerschaft bestätigt den von der Hansestadt Stralsund und den Stadtwerken Stralsund
erarbeiteten Kommunalen Wärmeplan Stand 11/2025 laut Anlage 1.
 
 
Finanzierung:
 
Durch die Ausführung des vorgeschlagenen Beschlusses entstehen folgende Auswirkungen 
auf den Haushalt:
 

Gesamtkosten:

Finanzierung

Veranschlagung im aktuellen 
Haushaltsplan

Produkt/Konto
Leistung: 55.4.04.01.1
Sachkonto: 52910000

Über- oder außerplanmäßige Ausgabe: Deckung erfolgt aus Produkt/Konto:
- MA
- ME

Folgekosten in kommenden Haushaltsjahren:
Für den Kommunalen Wärmeplan entstehen Kosten für die gesetzlich vorgeschriebene 
Überprüfung und ggfs. Aktualisierung alle fünf Jahre. Diese Kosten werden im 
jeweiligen Haushaltsplan angemeldet.

 
 
Termine/ Zuständigkeiten:
 

 OB-Beratung am 17.08.2026

 Vorstellung im Ausschuss für Bau, Umwelt, Klimaschutz und Stadtentwicklung am

 02.09.2026

 Bürgerschaft am 10.09.2026
 
 
Anlage 1 Kommunaler Wärmeplan
Anlage 2 Abschlusspräsentation_Kommunaler Wärmeplan
Anlage 3 Prüfung Bestandsschutz Förderung und Erstattung_KWP
 
 
 
Anlage 1_Kommunaler Wärmeplan
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Anlage 2_Abschlusspräsentation_Kommunaler Wärmeplan
Anlage 3_Prüfung Bestandsschutz Förderung und Erstattung_KWP
 
gez. Dr.-Ing. Alexander Badrow




